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0BAngriffe auf die Demokratie sind zur neuen Normalität ge-
worden. Dennoch ist es beispiellos, dass ein US-amerikani-
scher Präsident Anfang 2021 einen Mob zur Erstürmung des 
Kapitols aufstachelte. Angesichts des 13Tweltweiten Auf-
schwungs „autokratischer Projekte“13T haben führende Politi-
ker*innen erneut die Idee einer globalen Koalition für Demo-
kratie ins Spiel gebracht. So kündigte der designierte US-Prä-
sident Joe Biden an, einen 13Tinternationalen Demokratie-Gipfel13T 
einzuberufen. Boris Johnson schlug vor, die G7, also die 
Gruppe sieben führender Wirtschaftsmächte, mit Australien, 
Indien und Südkorea zu einer 13T„D10“13T der zehn wichtigsten De-
mokratien auszubauen. Der deutsche Außenminister Heiko 
Maas schlug kürzlich einen 13TMarshallplan für Demokratie13T vor, 
und Schweden hat einen außenpolitischen Fokus auf demo-
kratische Rechte (13TDrive for Democracy13T).  

1BDemokratieschutz ist sowohl eine nationale als auch eine in-
ternationale Aufgabe ist. Das übersehen Kritiker*innen der 
Gipfelidee häufig. Um die Demokratie vor autokratischen 
Tendenzen zu bewahren, muss sie einerseits im Inland wieder-
hergestellt und im Ausland geschützt werden. Globale Initia-
tiven für die Demokratie können – und müssen – neue Im-
pulse für zukünftiges Handeln geben. Damit globale Initiati-
ven zum Demokratieschutz erfolgreich sind, ist es wichtig sich 
dem neuen globalen Kontext zu stellen:  

Das Ende des „Westens als Vorbild für Demokratie“ 

2BWer heute für die Demokratie eintreten will, muss sich auch 
eingestehen, dass „der Westen“ keineswegs die Lösungen pa-
rat hält und selbst mit Problemen zu kämpfen hat. Frühere Ini-
tiativen wie die 13TCommunity of Democracies13T konzentrierten 
sich ab 2000 allein auf äußere Demokratiebedrohungen. 
Doch innerstaatliche Feinde der Demokratie sind genauso ge-
fährlich. Die Fratze des Nationalismus, wirtschaftliche Unsi-
cherheit, soziale Polarisierung, Desinformation und Ver-
schwörungstheorien, deuten auf einen möglichen Paradig-
menwechsel hin, der Demokratie und Menschenrechte nicht 
befördert. Wie wir in den 1930er Jahren erleben mussten, ist 
Angst eine sehr mächtige und gefährliche politische Kraft. Of-
fen anzuerkennen, dass die Demokratie weltweit bedroht ist, 
hilft auch einen Paradigmenwechsel in der internationalen 
Demokratieförderung einzuleiten – hin zu einer Allianz mit 
Ländern aus dem globalen Süden und Norden, die auf gegen-
seitiges Lernen bei der Lösung von Demokratieproblemen 
baut. 

Ein überzeugendes demokratisches Narrativ entwickeln 

3BWir wissen, dass es kein „Ende der Geschichte“ gibt. Die Auf-
lösung demokratischer Strukturen war in der Geschichte eher 
die Norm als die Ausnahme, und die Welt befindet sich jetzt 
in der 13Tdritten Autokratisierungswelle13T. Es stimmt, dass Länder 
wie China, Russland, Saudi-Arabien und die Türkei Demokra-
tiedefizite und Ereignisse wie den 6. Januar in den USA zum 

Anlass nahmen, sich selbst als stabil und sicher darzustellen, 
während sie weltweit aktiv eine antidemokratische Agenda 
verfolgen. Externen und internen Bedrohungen der Demokra-
tie muss daher mit einem Narrativ begegnet werden, das die 
Stärken der Demokratie klar in den Vordergrund stellt. Politik 
und Wissenschaft müssen dringend viel mehr tun, um die 
wirtschaftlichen und sozialen Vorteile der Demokratie und des 
Schutzes von Bürger- und Menschenrechten zu erforschen 
und zu präsentieren. 

Demokratische Werte hochhalten und auf Verbündete 
bauen 

4BDemokratie verteidigen ohne defensiv zu sein – das ist ange-
sichts wirtschaftlicher Erfolge von Autokratien zentral. Glo-
bale Initiativen beruhen auf gemeinsamen Werten wie Gleich-
heit oder die Achtung der Menschenwürde. 13TDer Philosoph Karl 
Popper beschreibt im „Paradoxon der Toleranz“13T, dass eine to-
lerante, demokratische Gesellschaft nicht das Intolerante to-
lerieren darf.. Die gegenseitige Toleranz von Pluralismus, des 
Respekts universeller Menschenrechten und der Gleichwertig-
keit der Menschen ist das Wertefundament, das nicht ange-
tastet werden darf. Demokratieschutz erfordert, eine rote Li-
nie zu ziehen, die diese Werte schützt, und mit Eliten, Institu-
tionen und Zivilgesellschaften in Dialog zu treten, wenn diese 
rote Linie in Gefahr ist oder überschritten wurde. Überparteili-
che politische Bildung für verschiedene Gesellschafts- und Al-
tersgruppen ist zentral, um diese Werte zu bilden und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu stärken. Die 13TBundeszentrale 
für politische Bildung13T könnte dafür international ein gutes 
Vorbild sein. 

5BAuch wenn die Zahl der Autokratien global steigt, sind Regie-
rungen bei der Verteidigung demokratischer Werte nicht 
mehr auf sich allein gestellt, so wie im Kalten Krieg. Zivilgesell-
schaften sind nun mächtige Akteure in der Innen- und in der 
Weltpolitik. Überall auf der Welt zeigen Umfragen, dass sich 
an den meisten Orten eine klare Mehrheit der Bürger für die 
Demokratie ausspricht. Es gibt also keinen Grund, sich in eine 
Abwehrhaltung zu begeben, – die Welt ist voller demokra-
tisch gesinnter Kräfte. 

Demokratieschutz? Keine Wahl 

6BBefürchtungen, dass eine globale Initiative zum Schutz der 
Demokratie die Spaltungen in der Weltpolitik vertiefen wird, 
sind bedenkenswert. Doch wir haben keine Wahl. Feinde der 
Demokratie im In- und Ausland haben für die Entstehung und 
Verschärfung solcher Spaltungen gesorgt. Deutschland 
ebenso wie alle anderen Länder in Europa wissen aus histori-
scher Erfahrung, dass es die Propheten der Intoleranz nur er-
mutigt, wenn sie Nachsicht zeigen und eine gemeinsame 
Antwort mit ihnen suchen. Die EU muss jetzt für die Demo-
kratie eintreten – zuhause und im Ausland. 
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